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1. Gesetz zur Wohnimmobilienkreditrichtlinie 
– Schutz bei Krediten und Dispozinsen

 
Der Bundesrat ließ am 26.2.2016 das Gesetz zur Wohnimmobili-
enkreditrichtlinie passieren. Es soll insbesondere Verbraucherinnen 
und Verbraucher vor Zahlungsunfähigkeit schützen und Banken ver-
pfl ichten, ihre Kunden vor Kreditvergabe besser zu prüfen. 

 » Kredite nur nach genauer Prüfung: Künftig darf ein Darlehen 
erst gewährt werden, wenn das Kreditinstitut sorgfältig ge-
prüft hat, ob der Antragsteller zahlungsfähig ist. Der Kunde 
kann den Kreditvertrag jederzeit – ohne Zahlung einer Vor-
fälligkeitsentschädigung – kündigen, wenn der Darlehens-
geber gegen seine Pfl ichten verstoßen hat und trotz fehlen-
der Kreditwürdigkeit ein Vertrag zustande gekommen ist. 
Bei Immobiliendarlehen muss die Überprüfung besonders ein-
gehend erfolgen. Denn mit einem Kredit für den Kauf einer 
Wohnung oder eines Hauses geht der Käufer hohe fi nanzielle 
Verpfl ichtungen und damit Risiken ein. Vor Abschluss eines Im-
mobilienkredits muss sich der Kreditgeber umfassend über die 
fi nanzielle und persönliche Situation des Kunden, seine Vorlie-

ben und Ziele informieren. Er soll so in der Lage sein, eine pas-
sende Empfehlung auszusprechen.

 » Kopplungsgeschäfte sind unzulässig: Bei Immobilienkrediten 
gilt zudem ein weitgehendes Verbot sog. Kopplungsgeschäfte, 
bei denen es das Darlehen nur im Paket mit anderen Finanzpro-
dukten oder -diensten gibt, etwa mit Sparkonten, Pfandbriefen 
oder Versicherungen. Ausgenommen davon sind im Verbraucher-
interesse liegende Produkte wie Bauspar- oder Riester-Sparver-
träge.

 » Effektiver Jahreszins: In die Berechnung des anzugebenden ef-
fektiven Jahreszinses sind die vom Verbraucher zu entrichtenden 
Zinsen und alle sonstigen Kosten einschließlich etwaiger Ver-
mittlungskosten einzubeziehen.

 » Kein ewiges Widerrufsrecht: Um ein „ewiges Widerrufsrecht“ 
auszuschließen, erlischt es künftig spätestens nach einem Jahr 
und 14 Tagen. Für sog. „Altverträge“, die zwischen dem 1. 8.2002 
und dem 10.6.2010 abgeschlossen wurden, gilt das Widerrufs-
recht nicht mehr wie bisher unbegrenzt. Es endet spätestens 3 
Monate nach Inkrafttreten des Gesetzes zum 21.3.2016. 

 » Mehr Sachkunde von Vermittlern: Immobilien-Darlehensver-
mittler müssen künftig einen Sachkundenachweis führen, sich 
registrieren lassen sowie eine Berufshaftpfl ichtversicherung 
abschließen. Die Bundesregierung führt nun auch für Immobili-
enkredite den unabhängigen Honorarberater ein. Er muss seiner 
Beratung einen ausreichenden Marktüberblick zugrunde legen 
und erhält seine Vergütung nur vom Kunden, der ihn beauftragt.

 » Mehr Schutz bei hohen Dispozinsen: Bei dauerhafter oder er-
heblicher Überziehung von Konten müssen Institute eine Bera-
tung über kostengünstigere Alternativen anbieten. Das tritt ein, 
wenn der Kunde den eingeräumten Überziehungsrahmen über 
6 Monate hinweg ununterbrochen zu durchschnittlich 75 % 
ausschöpft. Oder er überzieht sein Konto bei geduldeter Über-
ziehung über 3 Monate hinweg durchschnittlich um mehr als 
50 % des monatlichen Geldeingangs.
Die Beratung hat in einem persönlichen Gespräch zu erfolgen – 
möglich auch per Telefon. Ort und Zeitpunkt des Gesprächs sind 
zu dokumentieren. Das Angebot ist zu wiederholen, sobald die 
genannten Voraussetzungen erneut vorliegen. Darüber hinaus 
müssen die Institute über die Höhe der Zinsen für den Dispokre-
dit auf ihrer Webseite deutlich sichtbar informieren.
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2.  Bundesregierung beschließt neues 
Bauvertragsrecht

Die Bundesregierung hat am 2.3.2016 den vom Bundesminister 
der Justiz und für Verbraucherschutz vorgelegten Entwurf eines 
Gesetzes zur Reform des Bauvertragsrechts und zur Änderung der 
kaufrechtlichen Mängelhaftung beschlossen. Mit dem Gesetz soll 
das Werkvertragsrecht an die speziellen Anforderungen von Bauvor-
haben angepasst werden. 

 » Baubeschreibungen: Bauunternehmer müssen Verbrauchern 
künftig rechtzeitig vor Vertragsschluss eine Baubeschreibung 
aushändigen, die klare und verständliche Angaben zu den we-
sentlichen Eigenschaften des Bauwerks enthält. Sie wird grund-
sätzlich Inhalt des Vertrags und ermöglicht einen genauen 
Überblick über die angebotenen Leistungen. Der Vertrag hat 
außerdem verbindliche Angaben zum Fertigstellungstermin zu 
machen.

 » Widerrufs- und Kündigungsrecht: Verbraucher haben das Recht, 
einen Bauvertrag innerhalb von 14 Tagen ab Vertragsschluss zu 
widerrufen. So können sie einen Kauf mit in der Regel hohen 
fi nanziellen Verpfl ichtungen noch einmal überdenken. Das Wi-
derrufsrecht erlischt spätestens 12 Monate und 14 Tage nach 
Vertragsschluss, unabhängig davon, ob eine ordnungsgemäße 
Belehrung erfolgt ist. Künftig gibt es im Werkvertragsrecht – 
und somit auch bei Bauverträgen – ein Kündigungsrecht aus 
wichtigem Grund.

 » Änderungen auch nach Vertragsschluss möglich: Häufi g treten 
während der Ausführung des Baus noch Änderungen ein. Bau-
herren sollen deshalb das Bauvorhaben künftig noch nach Ver-
tragsschluss einseitig ändern können. 
Der Unternehmer muss die Änderungen aber nur ausführen, 
wenn sie für ihn zumut bar sind. Dabei sind die Interessen beider 
Parteien angemessen zu berücksichtigen. Die Berechnung der 
Mehr- oder Mindervergütung dafür hat grundsätzlich anhand 
der tatsächlichen Kosten zu erfolgen. Der Unternehmer erhält 
angemessene Zuschläge für allgemeine Geschäftskosten, Wag-
nis und Gewinn. Der Bauunternehmer ist auch verpfl ichtet, Un-
terlagen über das Bauwerk zu erstellen, die der Verbraucher zum 
Nachweis der Einhaltung öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
oder für den Kredit benötigt.
Außerdem sollen verschiedene Vorschriften vereinfacht oder ef-
fektiver gestaltet werden, z. B. die Berechnung von Abschlags-
zahlungen, für die es Obergrenzen gibt, sowie die Abnahme der 
Bauleistung durch den Bauherren. Bei einer Kündigung des Bau-
vertrages bzw. bei Verweigerung der Abnahme ist der Leistungs-
stand bzw. der Zustand des Werkes zu dokumentieren.

 » Bessere Gewährleistung: Des Weiteren sieht der Gesetzesent-
wurf eine Änderung bei der Mängelhaftung zugunsten von Käu-
fern vor. Der Verkäufer einer beweglichen Sache ist gegenüber 
dem Käufer verpfl ichtet, die in eine andere Sache eingebaute 
mangelhafte Kaufsache auszubauen und die Ersatzsache ein-
zubauen, oder die Kosten für beides zu tragen, und zwar ver-
schuldensunabhängig. Das gilt auch für Käufe zwischen Unter-
nehmern.

Anmerkung: Ebenfalls im Gesetzentwurf enthalten sind Neurege-
lungen für den Architekten- und Ingenieurvertrag. Das Gesetz soll 
6 Monate nach Verkündung in Kraft treten. Damit wird den Betrof-
fenen Zeit gegeben, sich auf die geänderten Regeln einzustellen.

3.  Widerruf von Fernabsatzverträgen - 
„Tiefpreisgarantie“

Der Bundesgerichtshof (BGH) hatte sich in seinem Urteil vom 
16.3.2016 mit der Frage zu befassen, unter welchen Vorausset-

zungen ein Verbraucher am Widerruf eines Fernabsatzvertrages ge-
hindert ist.

Dem Urteil des BGH lag folgender Sachverhalt zugrunde: Ein Käu-
fer hatte bei einem Unternehmen über das Internet 2 Matratzen 
bestellt, die ausgeliefert und vom Besteller zunächst auch bezahlt 
worden waren. Unter Hinweis auf ein günstigeres Angebot eines 
anderen Anbieters und eine „Tiefpreisgarantie“ des Verkäufers bat 
der Käufer um Erstattung des Differenzbetrags, damit er von dem 
ihm als Verbraucher zustehenden Widerrufsrecht absehe. Zu einer 
entsprechenden Einigung kam es nicht. Der Käufer widerrief den 
Kaufvertrag daraufhin fristgerecht und sandte die Matratzen zurück.

Das Unternehmen vertrat die Auffassung, dass der Besteller sich 
rechtsmissbräuchlich verhalten habe und der Widerruf deshalb un-
wirksam sei. Das Widerrufsrecht beim Fernabsatzgeschäft bestehe, 
damit der Verbraucher die Ware prüfen könne. Aus diesem Grund 
habe der Käufer aber nicht widerrufen, sondern vielmehr um (un-
berechtigt) Forderungen aus der „Tiefpreisgarantie“ durchzusetzen.

Die BGH-Richter entschieden zugunsten des Käufers. Ihm steht ein 
Anspruch auf Rückzahlung des Kaufpreises zu, da er den Kaufver-
trag wirksam widerrufen hat. Dem steht nicht entgegen, dass es 
dem Besteller darum ging, einen günstigeren Preis für die Matrat-
zen zu erzielen. Für die Wirksamkeit des Widerrufs eines im Inter-
net geschlossenen Kaufvertrags genügt allein, dass der Widerruf 
fristgerecht erklärt wird. Einer Begründung des Widerrufs bedarf es 
nach der ausdrücklichen gesetzlichen Regelung nicht. Deshalb ist es 
grundsätzlich ohne Belang, aus welchen Gründen der Verbraucher 
von seinem Widerrufsrecht Gebrauch macht.

4. Kündigung eines Bausparvertrages 
durch die Bausparkasse

Das Oberlandesgericht Stuttgart (OLG) hatte sich mit einem Fall zu 
befassen, bei der eine Frau 1978 einen Bausparvertrag mit einer Bau-
sparsumme von seinerzeit 40.000 DM (20.451,68 €) abgeschlossen 
hatte. Für die Laufzeit erhielt sie für von ihr eingezahlte Raten einen 
Guthabenzinssatz von 3 % p. a. bei einem Bauspardarlehenszinssatz 
von 5 % p. a. Der Vertrag wurde 1993 zuteilungsreif. 

Nach Zuteilungsreife stellte die Bausparerin die regelmäßige Zah-
lung der Sparraten ein, ohne ein Bauspardarlehen in Anspruch 
zu nehmen. Im Januar 2015 kündigte die Bausparkasse den Bau-
sparvertrag. Das Guthaben belief sich zu diesem Zeitpunkt auf ca. 
15.000 €. Die Bausparsumme war also nicht vollständig angespart.

Die Richter des OLG halten die Kündigung der Bausparkasse für un-
berechtigt. Sie kann sich nicht auf die Vorschrift berufen, wonach 
ein Darlehensnehmer (hier: Bausparkasse) das Darlehen 10 Jahre 
nach dessen vollständigem Empfang kündigen könne. Nach den 
Allgemeinen Bausparbedingungen sei der Bausparer verpfl ichtet, 
Regelsparbeiträge bis zur erstmaligen Auszahlung der Bausparsum-
me zu zahlen. Vor Ende dieser Pfl icht habe die Bausparkasse das als 
Darlehen anzusehende Guthaben nicht vollständig empfangen. Der 
Zeitpunkt der Zuteilungsreife spiele nach den Vertragsbedingungen 
keine Rolle.

5. Abrechnung der Mietnebenkosten – Locke-
rung der Anforderungen 

  
Eine Betriebskostenabrechnung ist nach der Rechtsprechung des 
Bundesgerichtshofs (BGH) dann formell ordnungsgemäß und damit 
wirksam, wenn sie eine geordnete Zusammenstellung der Einnah-
men und Ausgaben enthält. Dabei hat der BGH die bei der Abrech-



nung von Betriebskosten bei Gebäuden mit mehreren Wohnein-
heiten regelmäßig aufzunehmenden Mindestangaben in zahlreichen 
Entscheidungen wie folgt umschrieben: eine Zusammenstellung der 
Gesamtkosten, die Angabe und – soweit erforderlich – die Erläute-
rung der zugrunde gelegten Verteilerschlüssel, die Berechnung des 
Anteils des Mieters und der Abzug der geleisteten Vorauszahlungen.

Allerdings hat das Gericht die Notwendigkeit, „Gesamtkosten“ je-
der Abrechnungsposition anzugeben, bisher nicht strikt darauf be-
schränkt, dass nur die jeweiligen (Gesamt-)Kosten angegeben wer-
den müssen, die in der Abrechnungseinheit nach der Abrechnung 
auf die Wohnungsmieter umgelegt werden. Vielmehr hat es vom 
Vermieter in einigen Sonderfällen verlangt, auch darüber hinausge-
hende Kosten anzugeben sowie den Rechenschritt zu erläutern, mit 
dem die letztlich umgelegten Gesamtkosten der Abrechnungseinheit 
erst ermittelt worden sind.

Zwischenzeitlich hat der BGH mehrfach betont, dass an die Abrech-
nung von Nebenkosten in formeller Hinsicht keine zu hohen Anfor-
derungen zu stellen sind. Ebenso gehört es nicht zu den Vorausset-
zungen einer formell ordnungsgemäßen Betriebskostenabrechnung, 
diejenigen Zwischenschritte offen zu legen, mit denen der Vermieter 
aus kalenderjahresübergreifenden Abrechnungen eines Versorgers 
die auf das abzurechnende Kalenderjahr entfallenden Betriebsko-
sten ermittelt.

So haben die Richter des BGH nunmehr entschieden, dass es zur 
formellen Ordnungsgemäßheit einer Betriebskostenabrechnung hin-
sichtlich der Angabe der „Gesamtkosten“ genügt, wenn der Vermie-
ter bei der jeweiligen Betriebskostenart den Gesamtbetrag angibt, 
den er auf die Wohnungsmieter der gewählten Abrechnungseinheit 
umlegt. Dies gilt auch dann, wenn der Vermieter diesen Gesamt-
betrag vorab um nicht auf den Mieter umlagefähige Kostenanteile 
bereinigt hat. Einer Angabe und Erläuterung der zum angesetzten 
Gesamtbetrag führenden Rechenschritte bedarf es nicht.

6. Kostenerstattung bei eigenmächtiger 
Instandsetzung durch einen Wohnungs-
eigentümer

Nach dem Wohnungseigentumsgesetz ist jeder Wohnungseigentü-
mer berechtigt, ohne Zustimmung der anderen Wohnungseigen-
tümer die Maßnahmen zu treffen, die zur Abwendung eines dem 
gemeinschaftlichen Eigentum unmittelbar drohenden Schadens 
notwendig sind. Die entstandenen Kosten kann er von den übrigen 
Wohnungseigentümern zurückverlangen.

In einem Fall aus der Praxis hatte eine Wohnungsanlage einen erheb-
lichen Sanierungsstau, als die Souterrainwohnung gekauft wurde. 
Auf der Eigentümerversammlung beschlossen die Wohnungseigen-
tümer mehrheitlich einen von einem Architektenbüro vorgelegten 
Plan zur Sanierung der Anlage, jedoch mit einer Modifi kation. Die 
dort vorgesehene Sanierung der Kellersohle sollte zunächst zurück-
gestellt werden. Es sollte abgewartet werden, ob die Durchfeuch-
tung der Kellerwände auch ohne diese Maßnahme zu beheben sei. 
Der Käufer der Souterrainwohnung ließ die Kellersohle seiner Woh-
nung nach dem Erwerb mit einem Kostenaufwand von ca. 14.000 € 
sanieren. Er verlangte Ersatz, was die Wohnungseigentümer auf ih-
rer Versammlung ablehnten.

Nach einer Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 25.9.2015 
besteht hier kein Anspruch auf Erstattung der Kosten. Die Woh-
nungseigentümer haben sich mit dem Sanierungsbedarf befasst 
und beschlossen, die Sohle zunächst nicht zu sanieren, sondern ab-
zuwarten, ob sich die Feuchtigkeitserscheinungen auch ohne eine 
solche Maßnahme zurückbilden. Der Eigentümer hat eine Änderung 

dieses Beschlusses mit Blick auf die fortdauernde Feuchtigkeit der 
Sohle nicht herbeigeführt.

7.  Übertragung von Wartungskosten als Be-
triebskosten in einem Gewerbemietvertrag

In einem Geschäftsraummietvertrag ist die Übertragung der Ver-
pfl ichtung, „sämtliche Wartungskosten“ als Betriebskosten zu tra-
gen, auch ohne nähere Aufl istung der einzelnen Kosten und ohne 
Begrenzung der Höhe nach in den Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen wirksam. Vor überhöhten Forderungen ist der Mieter durch 
das allgemeine Wirtschaftlichkeitsgebot ausreichend geschützt. 
Dies entschied das Oberlandesgerichts Frankfurt/M. in seinem Urteil 
vom 16.10.2015. 

Der Begriff „sämtliche Wartungskosten“ umfasst auch nach dem 
Verständnis eines durchschnittlichen gewerblichen Mieters als 
objektiven Erklärungsempfängers alle, auch gegebenenfalls nicht 
ausdrücklich genannte oder aus den sonstigen Kostenpositionen ab-
leitbare Wartungskosten. Diese Klausel, dass „sämtliche  Wartungs-
kosten“ auf Gewerbemieter umlegbar sind, ist nicht „überraschend“ 
im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches, da ein gewerblicher Mieter 
mit seiner Zahlungspfl icht auch für übliche Wartungskosten rechnen 
muss. Dabei ist eine Angabe der konkreten entstehenden Kosten im 
Mietvertrag nicht erforderlich. Zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses 
muss noch nicht feststehen, welche Kosten entstehen. 

Der Vermieter hat vielmehr wie bei anderen Nebenkosten ein legi-
times Interesse daran, die Kosten variabel auszuweisen, um bei einer 
Änderung der durchzuführenden Wartungsarbeiten oder einer Än-
derung der entstehenden Kosten diese ohne eine Vertragsanpassung 
umlegen zu können.

8.  Schriftformerfordernis bei Inanspruchnah-
me von Elternzeit

Wer Elternzeit für den Zeitraum bis zum vollendeten 3. Lebensjahr 
des Kindes beanspruchen will, muss sie spätestens 7 Wochen vor 
Beginn der Elternzeit schriftlich vom Arbeitgeber verlangen und 
gleichzeitig erklären, für welche Zeiten innerhalb von 2 Jahren El-
ternzeit genommen werden soll. 

Bei der Inanspruchnahme handelt es sich um eine rechtsgestaltende 
empfangsbedürftige Willenserklärung, durch die das Arbeitsverhält-
nis während der Elternzeit – vorbehaltlich der Vereinbarung einer 
Teilzeitbeschäftigung – zum Ruhen gebracht wird. Einer Zustim-
mung des Arbeitgebers bedarf es nicht. 

Das Elternzeitverlangen erfordert jedoch die strenge Schriftform. 
Es muss deshalb von der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer 
eigenhändig durch Namensunterschrift oder mittels notariell be-
glaubigten Handzeichens unterzeichnet werden. 

Ein Telefax oder eine E-Mail wahrt die vorgeschriebene Schriftform 
nicht und führt zur Nichtigkeit der Erklärung. Das hat das Bundesar-
beitsgericht mit Urteil vom 10.5.2016 entschieden.

9. Ankündigung einer Arbeitsunfähigkeit 
als Kündigungsgrund

Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ist bereits die 
Ankündigung einer zukünftigen, im Zeitpunkt der Ankündigung nicht 
bestehenden Erkrankung durch den Arbeitnehmer für den Fall, dass 



der Arbeitgeber einem Verlangen des Arbeitnehmers nicht entspre-
chen sollte, ohne Rücksicht auf eine später tatsächlich auftretende 
Krankheit an sich geeignet, einen wichtigen Grund zur außerordent-
lichen Kündigung abzugeben. Der Arbeitnehmer darf dem Arbeitge-
ber keine ungerechtfertigten Nachteile androhen. Versucht er einen 
ihm nicht zustehenden Vorteil durch eine unzulässige Drohung zu 
erreichen, so verletzt er bereits hierdurch seine arbeitsvertragliche 
Rücksichtnahmepfl icht, die es verbietet, die andere Seite unzulässig 
unter Druck zu setzen.

Bei Ankündigung einer Krankschreibung im Falle einer objektiv nicht 
bestehenden Erkrankung liegt die Pfl ichtwidrigkeit im Zeitpunkt der 
Ankündigung in erster Linie darin, dass der Arbeitnehmer mit einer 
solchen Erklärung zum Ausdruck bringt, dass er notfalls bereit ist, 
seine Rechte aus dem Entgeltfortzahlungsrecht zu missbrauchen, 
um sich einen unberechtigten Vorteil zu verschaffen. Dabei braucht 
die Drohung mit der Erkrankung bei Verweigerung des begehrten Ur-
laubs nicht unmittelbar zu erfolgen. Es kann ausreichend sein, wenn 
der Erklärende eine solche Äußerung im Zusammenhang mit seinem 
Urlaubswunsch stellt und ein verständiger Dritter dies nur als einen 
deutlichen Hinweis werten kann, bei einer Nichtgewährung des Ur-
laubs werde eine Krankschreibung erfolgen.

Durch die Pfl ichtverletzung wird das Vertrauen des Arbeitgebers 
in die Redlichkeit und Loyalität des Arbeitnehmers in schwerwie-
gender Weise beeinträchtigt, sodass darin regelmäßig auch ohne 
vorausgehende Abmahnung ein die außerordentliche Kündigung 
an sich rechtfertigender verhaltensbedingter Grund zur Kündi-
gung liegt. 

10.  Rückzahlung von Weiterbildungskosten – 
jährliche Minderung der Rückzahlungs-
pfl icht

In einem Fall aus der Praxis vereinbarten Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer einen „Ausbildungs-Anstellungsvertrag“. Dieser sah vor, dass der 
Arbeitnehmer zunächst eine zehnmonatige Ausbildung zum Prüf-
ingenieur absolviert und danach als solcher beschäftigt wird. Der 
Arbeitgeber übernimmt sämtliche Kosten der Ausbildung. Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber waren sich einig, dass aufseiten des Arbeit-
gebers Kosten in Höhe von rund 35.500 € entstehen. 

In dem Vertrag war geregelt, dass der Arbeitnehmer zur Rückzah-
lung der Ausbildungskosten verpfl ichtet ist, wenn er vor Ablauf von 
3 Jahren seit Aufnahme der Prüftätigkeit ausscheiden sollte: 100 % 
der Ausbildungskosten bei Ausscheiden im ersten, 66,66 % der Aus-
bildungskosten bei Ausscheiden im zweiten und 33,33 % der Aus-
bildungskosten bei Ausscheiden im dritten Jahr. Nach Bestehen der 
Prüfung war ein Gehalt von 3.200 € brutto/Monat, ab dem siebten 
Monat 18 Monate lang 3.500 €, ab dem 19. Monat 3.700 € verein-
bart. Nach Ablauf der dreijährigen Betriebszugehörigkeit sind sämt-
liche entstandenen Ausbildungskosten abgegolten.

Das Landesarbeitsgericht Mainz hat mit seinem Urteil vom 3.3.2015 
dazu entschieden, dass die Regelung zur Rückzahlung der Ausbil-
dungskosten den Arbeitnehmer unangemessen benachteilige, weil 
sie lediglich eine jährlich gestaffelte Minderung der Rückzahlungs-
verpfl ichtung vorsieht. Darüber hinaus ist eine arbeitsvertragliche 
Klausel dann unangemessen, wenn sie bei einer Rückforderungs-
summe, die das Bruttomonatseinkommen des fortgebildeten Ar-
beitnehmers um ein Vielfaches übersteigt, bei einer dreijährigen 
Bindungsdauer nur eine grobe, jährlich gestaffelte Minderung der 
Rückzahlungsverpfl ichtung vorsieht, ohne auf eine ausdifferen-
zierte, etwa monatliche Staffelung abzustellen.

Fallen Fortbildungskosten an, die das Bruttomonatseinkommen des 
Arbeitnehmers um ein Vielfaches übersteigen, berücksichtigt eine 
nur jährliche Staffelung das grundgesetzlich geschützte Interesse 
des Arbeitnehmers an einer möglichst unbeeinträchtigten Ausübung 
seiner Berufsfreiheit nicht ausreichend. 

Eine solche Klausel ist damit unwirksam. Ein schützenswertes In-
teresse des Arbeitgebers daran, bei Rückzahlungsvereinbarungen 
durch eine Drittelung der Rückzahlungsschuld den Bleibedruck auf 
den Arbeitnehmer angesichts der Höhe der Rückzahlungsforderung 
am Anfang eines jeden Jahres genauso hoch zu halten, wie am Ende 
dieses Zeitabschnitts, ist jedenfalls bei Rückzahlungsforderungen in 
erheblicher Größenordnung nicht erkennbar.

11.  Vergütung von Raucherpausen keine be-
triebliche Übung

  
Hat der Arbeitgeber während sog. Raucherpausen, für die die Arbeit-
nehmer ihren Arbeitsplatz jederzeit verlassen durften, das Entgelt 
weitergezahlt, ohne die genaue Häufi gkeit und Dauer der jeweiligen 
Pausen zu kennen, können die Arbeitnehmer nicht darauf vertrauen, 
dass der Arbeitgeber diese Praxis weiterführt. Ein Anspruch aus be-
trieblicher Übung entsteht nicht. Das hat das Landesarbeitsgericht 
Nürnberg (LAG) mit Urteil vom 5.11.2015 entschieden Diesem Urteil 
lag der nachfolgende Sachverhalt zugrunde: 

In einem Unternehmen hatte sich schon seit vielen Jahres einge-
bürgert, dass die Beschäftigten zum Rauchen ihren Arbeitsplatz 
verlassen durften, ohne am Zeiterfassungsgerät ein- bzw. auszu-
stempeln. Dementsprechend wurde für diese Raucherpausen auch 
kein Lohnabzug vorgenommen. In einer Betriebsvereinbarung wurde 
dann allerdings geregelt, dass beim Entfernen vom Arbeitsplatz zum 
Rauchen die nächstgelegenen Zeiterfassungsgeräte zum Ein- und 
Ausstempeln zu benutzen sind. 

Einem Arbeitnehmer wurden daraufhin in mehreren Monaten einige 
Minuten für Raucherpausen von der Arbeitszeit abgezogen. Der Ar-
beitnehmer verlangte jedoch die Bezahlung der Raucherpausen, da 
ihm diese nach den Grundsätzen der betrieblichen Übung zustehe. 
Das verneinte das LAG.

Basiszinssatz: seit 1.1.2015 = -0,83 %, 1.7.2014 – 31.12.2014 = -0,73 %, 1.1.2014 – 30.6.2014 = -0,63 %
(§ 247 Abs. 1 BGB) Ältere Basiszinssätze fi nden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz: Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002) Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014):  Basiszinssatz + 8-%-Punkte
  Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014):  Basiszinssatz + 9-%-Punkte
    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: 2016: April = 106,9; März = 107,3; Februar = 106,5; Januar = 106,1
 2010 = 100 2015: Dezember = 107,0; November = 107,1; Oktober = 107,0; September = 107,0; 
   August = 107,2; Juli = 107,2; Juni = 107,0; Mai = 107,1; April = 107,0; März = 107,0  
  Ältere Verbraucherpreisindizes fi nden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

  Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.


